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Stellungnahme für die Anhörung des Ausschusses für Gesund-
heit zum Thema „Cannabis“ am 27.09.2018 
 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren, 

ich freue mich sehr über die Einladung zur Anhörung zum Thema 
„Cannabis“. Anbei finden Sie, wie erbeten, allgemeine schriftliche Aus-
führungen zum o.g. Themenkomplex. 

1. Viele Ökonomen, darunter auch mehrere Nobelpreisträger, 
treten schon lange für eine kontrollierte Freigabe von Cannabis auch 
für Konsumzwecke jenseits der medizinischen Nutzung ein.1 Eine 
regulierte Freigabe ist zwar nicht perfekt, aber doch als besser als die 
bisherige Prohibitionspolitik.  

2. Anders als oft vermutet wird, treten Ökonomen jedoch nicht 
primär deswegen für die Cannabis-Freigabe ein, weil sie die 
gesundheitlichen Risiken ignorieren und kaltblütig nur mögliche 
Steuereinnahmen und (legale) Arbeitsplätze im Auge haben, 
wenngleich beides positive Nebeneffekte einer Legalisierung wären. 
Ganz im Gegenteil, gerade weil Cannabis – sofern es nicht gerade für 
medizinische Zwecke eingesetzt wird – gesundheitsgefährdend ist, 
treten viele Ökonomen dafür ein, dem organisierten Verbrechen die 
Kontrolle über den Markt wirksam zu entziehen und stattdessen eine 
behördliche Kontrolle des Marktes mit strikten Regeln einzuführen. 

3. Das Hauptargument der Ökonomen für die Freigabe liegt – und 
hier sind sich Ökonomen mit vielen Strafrechtlern und Suchtforschern 

                                                
1 Vgl. etwa https://www.reuters.com/article/us-drugs-prohibition/nobel-economists-
others-urge-end-to-war-on-drugs-idUSKBN0DL1CM20140505 
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einig – darin, dass eine kontrollierte Freigabe insbesondere problema-
tische Nutzer besser schützt als die Prohibition, so paradox es sich 
anhören mag. Faktisch ist Cannabis heute völlig problemlos vielerorts 
zu bekommen, auch und gerade für Jugendliche. Der Konsum von 
Cannabisprodukten ist unter der bisherigen Prohibitionspolitik nicht 
merklich gesunken. Dies gilt insbesondere für den „Problemkonsum“ 
bei Jugendlichen und bei Intensivnutzern. 

4. Illegale Dealer haben weder ein besonders ausgeprägtes Inte-
resse am Jugendschutz noch an einer Qualitätssicherung im Sinne ei-
nes Verbraucherschutzes. Vielmehr werden immer wieder extrem ge-
sundheitsschädliche Substanzen beigemischt, von der Pestizidbelas-
tung der Cannabis-Pflanzen ganz abgesehen. Staatliche Qualitätsvor-
gaben und -kontrollen finden naturgemäß nicht statt. 

5. Zugleich haben Dealer tendenziell ein Interesse, ihren Kunden 
auch härtere Drogen zu verkaufen, da diese regelmäßig eine höhere 
Profitmarge aufweisen als Cannabis, da Cannabis bzw. Hanf auch 
leicht selbst angebaut werden kann. Während es nachfrageseitig min-
destens umstritten ist, ob Cannabis die Funktion einer Einstiegsdroge 
hat, gibt es angebotsseitig durchaus einen Zusammenhang, da zumin-
dest ein Teil der Dealer als „Mulitprodukt-Anbieter“ auftritt und somit 
ein Interesse hat, Nutzer zum möglichst dauerhaften Konsum der mar-
genstärksten Drogen zu bewegen. Die Profite aus dem Drogenge-
schäft finanzieren wiederum die Tätigkeiten von Rockerbanden, Mafia 
und Terrororganisationen. 

6. Nur eine Legalisierung und kontrollierte Freigabe kann diesen 
Sumpf trockenlegen. Wird Cannabis legalisiert, werden Nutzer ihre 
Nachfrage zumindest in großen Teilen lieber bei legalen Händlern be-
friedigen als auf dem Schwarzmarkt, solange das legale Cannabis 
nicht zu teuer ist, denn bei legalen Händlern kann der Kunde von einer 
gesicherten Qualität ausgehen. Erfahrungen aus Colorado zeigen, 
dass für legales, kontrolliertes Cannabis durchaus Preise verlangt wer-
den können, die 10-20% über den Schwarzmarktpreisen liegen. Letzt-
lich verhält es sich genau wie beim Alkohol. Trotz Alkoholsteuer kauft 
der gang ganz große Teil der Bevölkerung den Alkohol aus legalen 
Quellen und nicht aus Schwarzbrennereien.  

7. Legale Cannabis-Händler sollten sich jedoch einem Lizenzie-
rungsprozess unterziehen, sodass die Lizenz auch entzogen werden 
kann, wenn etwa Jugend- und Verbraucherschutzbestimmungen nicht 
eingehalten werden. Legale Cannabis-Händler dürften ebenso geringe 
Anreize haben, ihre Lizenz zu riskieren, indem sie Kunden parallel 
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auch härtere illegale Drogen anbieten, wie heute Wein- oder Spiritu-
osenhändler typischerweise auch nicht parallel illegale Produkte an-
bieten. Das Problem des „Anfixens“ würde so erheblich reduziert. 

8. Natürlich wird der problematische Cannabis-Konsum nicht völlig 
verschwinden und auch das Problem, dass schon Jugendliche heute 
Cannabis konsumieren, wäre nicht völlig behoben, ebenso wie auch 
heute Jugendliche faktisch doch an Spirituosen kommen (etwa weil 
volljährige Bekannte die Einkäufe vornehmen). Gleichwohl würde der 
illegale Markt weitgehend verschwinden und das Cannabis-Geschäft 
somit für Dealer und die organisierte Kriminalität weitgehend uninte-
ressant, da das illegale Cannabis-Geschäft weitgehend unprofitabel 
wird, wenn legale, qualitätsgesicherte Markenprodukte auf dem Markt 
erhältlich sind. Zudem sollte nicht nur die gewerbliche, sondern auch 
die private Weitergabe von Cannabis an Jugendliche in einem regu-
lierten Markt mit hohen Bußgeldern oder Strafen sanktioniert werden. 

9. Der Cannabis-Verkauf sollte zudem mit verpflichtenden Hinwei-
sen auf gesundheitliche Gefahren und Beratungsangebote für Prob-
lemkonsumenten verbunden werden. Im heute illegalen Markt ist es 
hingegen viel schwieriger die Nutzer direkt zu adressieren. Auch für 
die gezielte Aufklärung wäre eine kontrollierte Freigabe daher besser. 

10. Letztlich sprechen auch finanzielle Aspekte für eine kontrollierte 
Freigabe. Erstens könnten so erhebliche Steuereinnahmen generiert 
werden, zum einen durch die direkte Besteuerung von Cannabis-Pro-
dukten, zum anderen durch Gewerbe-, Körperschafts-, Lohn- und Ein-
kommenssteuern im Bereich Cannabis-Anbau und -Handel. Und zwei-
tens würden auch Polizei und Staatsanwaltschaft erheblich entlastet, 
denn durch die Verfolgung von Bagatelldelikten im Zusammenanhang 
mit Cannabis, bei den die Verfahren letztlich eingestellt werden, ent-
stehen heute unnötige Kosten. Diese Ressourcen könnten bei Polizei 
und Staatsanwaltschaft im Falle einer Freigabe sinnvoller eingesetzt 
werden.  

11. Belastbare Studien über die Höhe der möglichen Steuereinnah-
men sowie die Kosteneinsparungen bei Polizei und Justiz fehlen bis-
her für Deutschland, jedoch darf angesichts der sehr positiven Erfah-
rungen aus den USA und auf Basis internationaler Berechnungen er-
scheint ein Milliardenbetrag als Untergrenze durchaus realistisch. 
Diese Einnahmen könnten unter anderem für präventive und kurative 
Maßnahmen eingesetzt werden. 

12. Gegen die Freigabe spricht letztlich nur die Befürchtung, dass 
bei einer Legalisierung der gesundheitsschädliche Konsum zunehmen 
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könnte. Die Evidenz aus Staaten mit einer liberalen Drogenpolitik wie 
etwa Portugal oder dem US-Bundesstaat Colorado ist jedoch ermuti-
gend. Zwar ist teilweise eine leichte Zunahme des Konsums messbar, 
jedoch nimmt gerade der Problemkonsum von Jugendlichen dort ten-
denziell eher ab.2 Hinzu kommt – wie schon erwähnt – eine bessere 
Qualitätskontrolle, die verhindert, dass andere gesundheitsschädliche 
Substanzen beigemischt werden. Gerade aus gesundheitspolitischer 
Sicht spricht also vieles für eine kontrollierte Freigabe. 

13. Insgesamt gibt es nur wenig Argumente, die gegen eine Can-
nabis-Freigabe in einem regulierten Umfeld sprechen. Die Hoffnung, 
dass Prohibition und Repression helfen, das Problem zu lösen, hat 
sich inzwischen sehr deutlich zerschlagen. Im Gegenteil: Die Prohibi-
tion ist auf ganzer Linie gescheitert, es ist nicht gelungen den Konsum 
merklich einzudämmen. Einziger Profiteur der repressiven Drogenpo-
litik ist die organisierte Kriminalität. Somit ist jeder Schritt in Richtung 
einer liberaleren Drogenpolitik zu begrüßen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Professor Dr. Justus Haucap 

 

 
 

 

                                                
2 Siehe https://www.washingtonpost.com/news/wonk/wp/2017/12/11/following-ma-
rijuana-legalization-teen-drug-use-is-down-in-colorado/ sowie https://www.colo-
rado.gov/pacific/cdphe/adult-marijuana-use-trends und https://www.sam-
hsa.gov/data/sites/default/files/NSDUHsaeShortTermCHG2016/NSDUHsaeShort-
TermCHG2016.htm 


